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Die Angestelltenquote im Bauhauptgewerbe ist in den letzten
Jahrzehnten stetig angestiegen: Zählten 1960 gerade 5,7 %
der Baubelegschaften zu dieser Gruppe, waren es im Juni
2001 bereits 20,0 %. Somit zählt mittlerweile jeder fünfte Mit-
arbeiter im Bauhauptgewerbe zu den Angestellten. In den letz-
ten Jahren lag die Zunahme des Angestelltenanteils allerdings
nur darin begründet, dass hier der Beschäftigtenabbau gerin-
ger ausfiel als im gewerblichen Bereich. In der Bauindustrie
gehört heute schon jeder dritte Beschäftigte zu den Ange-
stellten (vgl. rechte Säule in der Grafik mit Angaben für Nord-
rhein-Westfalen). Der Unterschied zwischen der Bauindustrie
und dem gesamten Bauhauptgewerbe liegt insbesondere im
deutlich höheren Anteil technischer Angestellter in der Bauin-
dustrie begründet. Datenquelle: Statistisches Bundesamt; BWI-Bau

Hochschulbau bleibt hinter Bedarf zurück
Jährlicher Finanzbedarf und Haushaltsansätze seit 1995

Der gemeinsame Hochschulbau von Bund und Ländern steckt
in der Krise. Ein wachsender Teil des als notwendig aner-
kannten Investitionsbedarfs kann aufgrund angespannter
Haushaltslage nicht mehr zeitnah realisiert werden. Jahr für
Jahr ist eine Unterfinanzierung festzustellen, wie ein Blick auf
die Differenz zwischen Empfehlungen des Wissenschaftsrates
und den Haushaltsansätzen von Bund/Ländern verdeutlicht.
Dabei kommt den Hochschulen eine Schlüsselstellung für die
Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft zu. Bröckeln-
der Putz und antiquierte Ausstattungen passen nicht zum Bild
einer modernen und leistungsfähigen Hochschule, die auch
international attraktiv und wettbewerbsfähig sein soll. Insge-
samt lässt sich anhand der Länderanmeldungen derzeit ein In-
vestitionsbedarf von über 19 Mrd. Euro im Hochschulbau be-
legen. Datenquelle: Wissenschaftsrat
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Die Ausführungen des Präsiden-
ten des Hauptverbandes der
Deutschen Bauindustrie, Prof.
Dr.h.c. Ignaz Walter, in der Jah-
resauftaktpressekonferenz in
Berlin gipfelten in der Feststel-
lung: „Als Realist sehe ich erst-
mals für 2003 Licht am Ende des
Tunnels, nachdem ich in den ver-
gangenen Jahren jedem, der dies
sagte, entgegen hielt, dann sei er
in einem falschen Tunnel oder es
komme ihm eine Lokomotive
entgegen!“

Vorerst wenig Hoffnung
auf Trendwende

Zu Beginn des Jahres 2003 gebe
es allerdings nur wenig Hoffnung
auf eine baukonjunkturelle
Trendwende, wofür Walter die
anhaltende Wachstumsschwäche
der deutschen Wirtschaft, das an-
geschlagene Vertrauen gewerbli-
cher Investoren in den Standort
Deutschland, die Investitions-
zurückhaltung von Bund, Län-
dern und Gemeinden und die Ein-
trübung der Einkommenserwar-
tungen der privaten Haushalte
ebenso verantwortlich macht wie
die restriktive Kreditpolitik der
Banken: „Sie sind übervorsichtig
bei der Vergabe von Krediten, so
dass die mittelständischen Unter-
nehmen zu wenig Kapital haben.“

Als tödlich für die deutsche
Bauwirtschaft bezeichnete Wal-

ter die geplante Mindestbesteue-
rung von Unternehmensgewin-
nen, die nicht nur den dringend
notwendigen Konsolidierungs-
prozess in der Bauwirtschaft ver-
zögere, sondern auch die so ge-
nannten Feststellungsargen (Ar-
beitsgemeinschaften, die gewer-

der Vorschlag eine Mehrheit im
Bundestag und Bundesrat finden
sollte, werden wir nicht zögern,
ihn vom Bundesverfassungsge-
richt überprüfen zu lassen.“

Es wäre ein Novum und ein un-
haltbarer Zustand, wenn der Staat
auf der einen Seite Gewinne be-
steuere und auf der anderen Seite
Verluste ignoriere, kritisierte
Walter. Deshalb appelliere er an
die Abgeordneten des Deutschen
Bundestages, den „steuerpoliti-
schen Irrwegen des Bundesfi-
nanzministers Eichel“ nicht zu
folgen: „Branchen, die – wie die
deutsche Bauwirtschaft – aus
steuerrechtlichen Gründen mit
schwankenden Erträgen zu
kämpfen haben, können diese
Steuerpolitik nicht überleben.“

Ohne Bauwirtschaft
keine Volkswirtschaft

Zur Überwindung der Krise in al-
len drei Bereichen des Baumark-
tes, dem Wohnungsbau in einer
Flaute ohne Ende, dem von der
Krise erfassten Wirtschaftsbau
und dem durch Kommunen in Fi-
nanznot gekennzeichneten öf-
fentlichen Bau macht der Haupt-
verband mit Blick auf die Volks-
wirtschaften unserer Nachbarlän-
der, die mit ähnlichen Anpas-
sungsproblemen zu kämpfen hat-
ten, einige Vorschläge:
1. Verwaltungsprozesse verein-

fachen – Genehmigungsver-
fahren beschleunigen!
● Ausweitung des Verkehrs-

wegeplanungsgesetzes auf
die alten Bundesländer,

● Vereinheitlichung des
Bauordnungsrechts,

● Streichung des Verbands-
klagerechts im Natur-
schutzgesetz.

2. Ruinösen Wettbewerb
bekämpfen!
● Qualifizierungssysteme

einführen, d.h. Bauunter-
nehmen vor Markteintritt
auf ihre Fachkunde, wirt-
schaftliche Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässig-
keit prüfen.

3. Mehr Mut zu Public-Private-
Partnership!
● Einbeziehung privaten Ka-

pitals und Know-hows in
den Bau von Verkehrswe-
gen oder in die Realisie-
rung von Schul- und Kran-
kenhausprojekten.

Hierzu führte Walter aus, die
Politik habe inzwischen begrif-
fen, dass sie nicht weiter Investi-
tionsrückhalt betreiben dürfe.
Weil es ohne eine funktionieren-
de Bauwirtschaft auch keine
funktionierende Volkswirtschaft
gebe, erwarte er in Kürze eine In-
frastrukturinitiative, die mit pri-
vater Finanzierungsunterstützung
auch wieder zu mehr Arbeitsplät-
zen am Bau führen dürfte. H. Be

besteuerlich selbstständige Steu-
ersubjekte sind) und Projektent-
wicklungen (wie den Berliner
Flughafen) in die „roten Zahlen“
drücken würden: „Unseres Er-
achtens ist die Mindestbesteue-
rung nicht nur ein Fremdkörper in
unserem Steuersystem, sie wirft
auch erhebliche verfassungs-
rechtliche Probleme auf. Wenn

PRÄSIDENT IGNAZ WALTER SIEHT LICHT AM ENDE DES TUNNELS

„Mehr Mut zu Public-Private-Partnership!“

Hauptverband-Präsident Ignaz
Walter: „Wir sind auf steuerpoliti-
schen Irrwegen.“ 

Daneben steht die „nachhaltige Fi-
nanzpolitik“, was nichts anderes
bedeutet als eine Fortführung der
nur auf die Ausgabenseite des
Haushalts orientierten Sparpolitik.

„Konsolidierung fortsetzen –
Steuerrecht modernisieren“ ist
ein weiteres Stichwort. Wie man
dies macht, sei am Beispiel Woh-
nungsbau aufgezeigt.

Wohnungsbau soll weiter
„konsolidiert“ werden

Die „Konsolidierung“ des Woh-
nungsbaus soll fortgesetzt wer-
den mit dem „Abschmelzen der
Förderung des Wohnungsbaus“
und der „Hilfen für den sozialen
Wohnungsbau“.

Sozial ausgewogen und ökolo-
gisch sinnvoll sei dieser Abbau, so

heißt es. Von Arbeitsmarkt- und
konjunkturpolitischen Folgen ist
nicht die Rede. Die Beispiele las-
sen sich in dieser Form fortsetzen,
wenn es in den Folgekapiteln um
die Einschränkung der Verlustver-
rechnung geht oder um die Be-
steuerung der privaten Veräuße-
rungsgewinne bei nicht eigen ge-
nutzten Immobilien. Zustimmen
möchte man gern den Ausführun-
gen zu den Stichworten „Deregu-
lierung“ und „Bürokratieabbau“.
Nur: Davon ist seit vielen, vielen
Jahren die Rede, ohne dass es
wirklich durchgreifende Schritte
gegeben hätte. Eher ist das Ge-
genteil der Fall. Das Vergaberecht
sei nur als ein besonderes er-
schreckendes Beispiel genannt.

Im Blick auf die neuen Länder
ist die Aufstockung der Mittel für

Rückbau- und Stadtumbaumaß-
nahmen positiv zu registrieren.
Positiv sicher auch das große En-
gagement in Sachen Wiederauf-
bau nach dem Hochwasser. Zu-
frieden stellend die Eckdaten für
das Zukunftsprogramm Mobi-
lität, auf dessen Grundlage bis
Ende des Jahrzehnts immerhin 90
Milliarden Euro in den Infra-
strukturausbau, insbesondere den
weiteren Ausbau des Straßennet-
zes fließen sollen.

Verhaltener Optimismus
beim Straßennetz-Ausbau

Wenn privat finanzierte Objekte
hinzukommen und auch die Mit-
tel aus der Autobahnmaut, wie er-
wartet, reichlich fließen, dann
darf man in diesem Teilsektor mit

einer noch relativ günstigen Ent-
wicklung rechnen. Davon profi-
tiert allerdings nur ein relativ
kleiner Teilausschnitt der bau-
wirtschaftlichen Szene.

Der Eingangssatz des Jahres-
wirtschaftsberichts 2003 lautet:
„Zu Beginn diesen Jahres steht
Deutschland vor entscheidenden
wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Weichenstellungen. Es
geht vor allem darum, die Wachs-
tumsdynamik der Wirtschaft zu
beschleunigen und die Voraus-
setzungen für mehr Beschäfti-
gung zu verbessern.“

Wie das ohne eine zumindest
sich langsam wieder stabilisie-
rende Bauwirtschaft geschehen
soll, bleibt eines der Geheimnisse
der Verfasser dieses Berichts.

Martin Conrads
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Die südafrikanische Hochtief-Be-
teiligungsgesellschaft Concor Li-
mited Johannesburg hat einen Auf-
trag für zwei Infrastrukturprojekte
in Sambia im Wert von insgesamt
40 Mio. Euro erhalten. Das Unter-
nehmen wird für den Bau einer 800
Meter langen Brücke sowie als
Führer einer internationalen Ar-
beitsgemeinschaft (Concor-Anteil
50 Prozent) für die Instandsetzung
einer 200 Kilometer langen Straße
verantwortlich sein. Dabei wird
Concor von Hochtief beraten. Bei-

de Projekte gehören zur Straßen-
verbindung zwischen Livingstone
in Sambia und dem nördlichen Teil
von Namibia oberhalb der Viktoria-
Fälle.

Die Mittel für den Auftrag wer-
den von der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau bereit gestellt. Die Bau-
arbeiten sollen zwei Jahre dauern.

Hochtief ist mit knapp 50 Pro-
zent an Concor beteiligt. Das Un-
ternehmen hat 2001 mit etwa 5800
Mitarbeitern eine Leistung von
mehr als 150 Mio. Euro erbracht.

SÜDAFRIKANISCHE HOCHTIEF-BETEILIGUNG CONCOR:

Aufträge für 40 Mio. €

Die Zahl der anzeigepflichtigen
Arbeitsunfälle in der deutschen
Baustoff-Industrie ist im vergan-
genen Jahr um 1865 auf nunmehr
8159 Fälle gesunken. Das ent-
spricht einem Rückgang von
mehr als 18 Prozent. Dieser er-
freuliche Trend ergibt sich aus
der gerade vorgelegten vorläufi-
gen Jahresbilanz über Unfälle
und Berufskrankheiten im Be-
reich der Steinbruchs-Berufsge-
nossenschaft (StBG). Die StBG
betreut als gesetzliche Unfallver-
sicherung 175 000 Versicherte in
den 6200 Unternehmen der Bran-
che.
Ebenfalls günstig verläuft die
Entwicklung bei den schweren
Arbeitsunfällen, die zu neuen
Rentenzahlungen führen und
langfristig Kosten verursachen.
Hier verzeichnet die StBG mit
275 neuen Fällen in 2002 einen

Rückgang um 1,43 Prozent. Der
positive Trend in diesem Bereich
wird vor allem bei der Betrach-
tung der Zahlen seit 1995 deut-
lich: In diesem Zeitraum hat sich
die Anzahl der schweren Unfälle
nahezu halbiert. 

Gemeinsame Prävention
lohnt sich

„Es zeigt sich immer mehr, dass
die gemeinsamen Präventions-
Anstrengungen von StGB und
Unternehmen der Baustoff-In-
dustrie Früchte tragen – zum
Wohle der Menschen, aber auch
zur Steigerung der Wirtschaft-
lichkeit in den Betrieben“, sagt
der Leiter des Geschäftsbereiches
Prävention, Helmut Ehnes. Der
positive Trend lässt sich auch für
die Wegeunfälle aufzeigen. Hier
sind bei einem Minus von fast 20

Prozent gegenüber 2001 nur noch
38 neue Rentenfälle zu verzeich-
nen. Die Anzahl der anzeige-
pflichtigen Wegeunfälle sank um
15,3 Prozent auf 646. Auch die
Entwicklung im Bereich der nicht
anzeigepflichtigen Wegeunfälle
verlief mit einem Rückgang um
13,6 Prozent auf nur noch  293
Fälle sehr erfreulich.
Durch Fahrerschulungen und
Verkehrssicherheitstrainings will
die StBG in Zusammenarbeit mit
dem Deutschen Verkehrssicher-
heitsrat die Sicherheit auf dem
Weg zum Arbeitsplatz, aber auch
insgesamt beim Umgang mit
Fahrzeugen im Betrieb und auf
den Straßen erhöhen. Diese
Bemühungen zeigen in dem Ab-
wärtstrend ebenfalls ihre Wir-
kung. Bei den neuen Berufs-
krankheiten-Renten sind in der
Jahresbilanz mit 89 Fällen vier-

zehn weniger als im Vorjahr zu
verzeichnen. Die Anzeigen auf
Verdacht einer Berufskrankheit
gingen um 13,8 Prozent auf 555
zurück. 

Positiver Einstieg
ins Jahr 2003

Insgesamt sind im Jahr 2002 mit
16 972 Arbeitsunfällen über 11,5
Prozent weniger Unfälle als im
gleichen Zeitraum des Vorjahres
zu verzeichnen. Mit dem positi-
ven Einstieg in das Jahr 2003
setzt sich der Trend der letzten
Jahre fort. „Die jetzt veröffent-
lichten Zahlen sind die beste Ba-
sis, um die gemeinsamen erfolg-
reichen Anstrengungen von Ar-
beitgebern, Arbeitnehmern und
StBG fortzusetzen und weiter zu
intensivieren“, so Ehnes gegen-
über der Presse.

ERFREULICHE BILANZ FÜR 2002:

Deutlich weniger Unfälle in der Baustoff-Industrie


